
Bemerkungen zur kirchenpolitischen Lage
Seh. Das in frühern Jahren sozusagen

ausserhalb der politischen Diskussion liegende
Verhältnis zwischen Kirche und Staat ist
seit Kriegsschluss in ein bewegteres Wasser
geraten und wurde im Kanton Bern seit der
kirchenpolitischen Aussprache vom 13. Sep-
tember im Grossen Rat Gegenstand lebhafter
öffentlicher Erörterungen. Die derzeitige kir-
chenpolitische Lage ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass innerhalb der einen der drei
verfassungsmässigen Landeskirchen, nämlich
der evangelisch-reformierten eine Unter-
gruppe ein Verhalten an den Tag legt, das
den Eindruck erweckt, als wolle sich die be-
treffende kirchliche Minderheit zum Staat in
bewussten Gegensatz stellen. Diese Gruppe,
es handelt sich um einen Teil der sogenannten
positiven Richtung, hat in mehrfacher Hin-
sicht einen solchen Eindruck erzeugt und
verstärkt.

Zunächst war es die von Behörden und
bemerkenswert weiten Volkskreisen als

empfundene Art, wie die bekannten
rbote der Offiziersbrevetierungen und der

Aufbahrung Verstorbener im Münster in
Kraft gesetzt wurden. Nicht die Verbote
selbst, wohl aber die Methode ihrer Be-
kanntgabe und Handhabung haben erheb-
liches Aufsehen erregt. Es wäre jener kirch-
lichen Gruppe ein Leichtes gewesen, durch
wohlabgewogene Eingaben oder eine sach-
liche Aussprache am Verhandlungstisch die
angestrebten Aenderungen zu erwirken. Es
scheint aber, dass gerade der Verhandlungs-
weg vermieden werden wollte, um eine Span-
nungslage zu schaffen, in der nur ein Nach-
geben des Staates, nicht ein Kompromiss den
künftigen Weg absteckt.

Beide Verbote mögen einer durchaus
achtbaren religiösen, also geistigen Auffas-
sung entsprungen sein. Allein die Umge-
staltung äusserer, öffentlicher Einrichtungen,
ist immer ein Stück weit eine politische Ange-
legenheit, also Sache der politischen Willens-
bildung. Die Vertreter jener Richtung schei-
nen aber in der Gestaltung kirchenpolitischer

die gleiche Auffassung zu haben wie
igen des Glaubens, nämlich jene, die

von einem ihrer Wägsten, Herrn Pfarrer W.
Lüthi vom Berner Münster in der August-
numrner der Zeitschrift «Leben und Glau-
ben» wie folgt dargetan wurde:

«Die Wahrheit wird ja nicht so gefunden,
dass man zusammensitzt und Kompromisse
schliefst auf eine gemütliche Mitte hin, nein,
die Wahrheit wird gefunden durch Kämpfe,
die zwischen Extremen auszutragen sind und
durch Spannungen, die man zwischen Gegen-
sätzen aushalten muss.»

Damit dürfte wohl die Ursache der ent-
standenen Konflikte und der Grund für die
Schwierigkeiten, sie zu lösen, klar sein. Ein
weiteres Vorkommnis, das den Eindruck der
gewollten Gegensätzlichkeit der extremposi-
tiven Richtung zum Staat gefördert hat, be-
triff t die Kriti k gewisser Geistlicher an be-
hördlichen Massnahmen. In seiner am 25.
Juni d. J. im Münster gehaltenen und seit-
her im Druck erschienenen Predigt ver-
urteilte der genannte Pfarrer die Aufforde-
rung des Bundesrates an das Volk, Notvor-
räte anzulegen und die Befolgung dieses Er-
lasses durch das Schweizervolk als «sympto-
matisch für unsere helvetische Denkungsart
und Einstellung, derer man sich nur vor aller
Welt schämen kann.»

Die Schweiz habe mit dieser Massnahme
die Kriegsstimmung der Völker gefördert
usw. Der Beweis dafür liegt offenbar darin,
dass ausgerechnet am gleichen Tage, da diese
Philippika von der Kanzel herab gehalten
wurde, die Nordkoreaner den Krieg gegen
Südkorea entfesselt haben! Dieses Verhalten
hat viel Kopfschütteln verursacht.

Wir dürfen zwar den Vertretern der Geist-
lichkeit das Recht, die Einrichtungen, Erlasse
und Massnahmen des Staates zu kritisieren,
nicht absprechen. Doch beruht freie Diskus-
sion auf Gegenseitigkeit, d. h. auch der mit
einer politischen Kriti k vor die Oeffentlich-
keit tretende Geistliche muss eine Kriti k sei-
ner Auffassungen in Kauf nehmen. Mit dieser
Bereitschaft scheint es indes in den Reihen
der genannten Richtung noch erheblich zu
hapern. Davon zeugen nicht so sehr die
mehr oder weniger scharfen Ausfälle gegen
Bürger und Zeitungen, die an politisierenden
Geistlichen Kriti k üben, als namentlich der
V e r s u c h, d ie P o l i t i k der G e i s t-
l i c h en mit der K i r c h e se lbst zu
i d e n t i f i z i e r en und mit dem Hinweis,
die Kirche habe einen «göttlichen Auftrag»,
die Einmischung der Geistlichkeit in politische

und wirtschaftliche Angelegenheiten schüt-
zend aus dem Streitfeld demokratischer Dis-
kussion wegzuheben. Ein solcher Versuch ist
unsern Lesern aus den Ausführungen von
F. W. in Nr. 10 der «Neuen Berner Zeitung»
bekannt, zu denen gestern von anderer Seite
treffend Stellung genommen wurde.

Es ist nun nicht schwer, den Endpunkt
einer solchen konsequent durchgeführten Po-
liti k zu erkennen: Von der Kanzel wird der
behördliche Erlass der Vorratshaltung kriti-
siert, später wird vielleicht eine finanzpoliti-
sche Massnahme, dann eine wehrpolitische,
wie etwa die Anschaffung von Panzern, ver-
urteilt; ein andermal kommt die Organi-
sation des Schulwesens an die Reihe und
schliesslich wird dieser oder jener Regie-
rungsratskindidat von der Kanzel aus abge-
lehnt. Sollte aber vor einer solchen Politik
die Kriti k der Gegenpartei deshalb halt-
machen, weil die «Kirche» aus höherem Auf-
trag anderer Meinung ist, würde da nicht
schlußendlich die «Kirche», genauer eine klei-
ne Minderheit, über Staat und Volk regieren,
das Volk aber sein Selbstbestimmungsrecht
verlieren? Es bliebe dann nur noch die Frage,
ob bei den verschiedenen Landeskirchen und
innerhalb derselben die verschiedenen Rich-
tungen in all den Einzelfragen den gleichen
«höhern Auftrag» erhielten, oder, falls die
Geistlichen, weil sie nur Menschen sind und
den Auftrag verschieden auffassen könnten,
welche Auslegung dann zu gelten habe und
wie die allfällige Differenz unter den ver-
schiedenen Geistlichen « bereinigt » würde.
Käme da dann das weiter oben angegebene
Rezept zur Anwendung, wie die Wahrheit ge-
funden werden kann, oder bekäme gar eine
Praxis Oberhand, wie sie Herrn F. W. vor-
schwebt, und wonach «der Auftrag vom Wort
Gottes her praktisch dem politischen Willen
des Volkes zuwiderlaufen kann», dann hätte
man wohl kaum mit einem friedlichen Zu-
stand in unserem Staatswesen zu rechnen; im
Gegenteil, dem Chaos in Volk und Staat wäre
bald Tür und Tor geöffnet. Was aber würde
da aus der Glaubens- und Gewissensfreiheit
oder aus ändern individuellen und politischen
Freiheitsrechtön des Schweizervolkes?

Vorderhand sind wir aber noch nicht so
weit. Noch gilt der Grundsatz der freien de-
mokratischen Kritik , an der sich jeder
Bürger beteiligen kann und der nicht nur öf-
fentliche Massnahmen, sondern auch jede in
der Oeffentlichkeit stehende Person unter-
worfen sind, damit schliesslich das Volk sei-
nen politischen Willen bilden und sein poli-
tisches Schicksal bestimmen kann.

Eine dritte Verhaltungsweise jener Richtung
hat den Eindruck- des betonten Gegensatzes
zum Staat nachhaltig geschaffen: die unklare
E i n s t e l l u ng zu u n s e rn demo-
k r a t i s c h - f r e i h e i t l i c h en Staats-

g rund lagen ü b e r h a u p t. Es hat seit
langem im Volke beunruhigendes Aufsehen
erregt, dass Vertreter der extremen kirch-
lichen Richtung ein auffallendes Wohlwollen
und Verständnis gegenüber volksdemokrati-
schen Regierungen des Ostens und gegenüber
dem Kommunismus an den Tag legen. Wir l
erwähnen hier aus jüngster Zeit den Bericht
des mehrmals genannten Münsterpfarrers
Lüthi über seine Ungarnreise, erschienen im
Juli- und Augustheft der Zeitschrift «Leben
und Glauben». Während der Bericht des Lo-
bes voll ist über die heutige gleichgeschaltete
evangelische Kirche, fällt kein kritisches
Wort über die Gewaltaten, die an der ehe-
mals freien Kirche oder an der Menschheit
überhaupt verübt wurden. Im Gegenteil: so-
weit Gewaltakte vorliegen, werden sie ein-
fach als Manifestation als «Segnungen Gottes»
gepriesen, und die Uebeltäter an Kirche und
Demokratie erscheinen einfach als die stra-
fenden Werkzeuge der «göttlichen Gerechtig-
keit». So erzählt der Verfasser folgendes Vor-
kommnis: Ein Verantwortlicher der Kirche
habe im Jahre 1944 vor seinem Gotteshaus
die ersten nackten Leichen erschlagener Ju-
den gesehen. Da habe er Frau und Kinder ans
Fenster gerufen und ihnen gesagt: «Wenn
unsere Leichen einmal so auf jenem Platze
liegen, dann soll sich niemand wundern, es
geschah dann nichts als göttliche Gerechtig-
keit. Was aus der Kirche in Ungarn werde,
wisse er nicht, aber er staune über die Barm-
herzigkeit, die heute noch eine Kirche in Un-
garn am Leben lasse.»

Vorläufig gedenken die am politischen
Leben in der freien Schweiz teilnehmenden
Bürger noch nicht, sich in der Weise vor der
östlichen Gewaltherrschaft zu verneigen, son-
dern sind gewillt, dem Teufel auf die Klauen
zu sehen und den Kommunismus zu bekämp-
fen, wo und in welcher Gestalt er sich zeigt.

Die Anhänger der von Herrn Pfarrer
Lüthi vertretenen Richtung sind zwar über-
rascht, und zum Teil erbittert, dass gewisse
Geistliche der Sympathie mit der östlichen
Ideologie «verdächtigt» oder gar angeklagt
werden. Sie sind offenbar mit uns der Auf-
fassung, dass es sich beim Kommunimus um
eine abwegige, weil undemokratische Sache
handle. Die betreffenden Geistlichen hätten
es es aber in der Hand, d u r ch e ine u n -
m i s s v e r s t ä n d l i c he D is tanz! ü-
r u ng von jener Weltanschauung Klarheit
und damit Beruhigung zu schaffen. Das ist
unseres Wissens bis heute nicht geschehen.
Sie wurden auch von kirchlicher Seite sogar
in Schutz genommen. Als in der «Neuen
Berner Zeitung» vom 2. Oktober 1950 H. W.,
ein durchaus bürgerlich gesinnter Mann, in
einer Notiz «von einem der dort war» seine
Eindrücke von jenseits des Eisernen Vorhan-
hangs wiedergab, und bedauerte, dass Agen-
ten der PdA bei ihrer Unterschriftensamm-
lung für den Stockholmer Appell sich auf
Herrn Pfarrer Lauterburg in Bümpliz (L. in

B.) beriefen, wurde in einer Zuschrift das
Verhalten dieses Pfarrers als « v e r s t ä n d-
l i c h und n o t w e n d i g» gelobt, der das
•Schimpfe n gegen die PdA» nicht mitmache.
Toleranz gegen die PdA und die Östlichen
undemokratischen Staatsformen, dagegen
Kriti k an unserer demokratischen Regierung!
Wer ist für diese Widersprüche, Unklar-
heiten und für den Aufsehen erregenden
Passus im Verwaltungsbericht der Kirchen-
direktion verantwortlich, welcher einleitend
besagt:

«Verschiedene Aeusserungen angesehener
Persönlichkeiten der Landeskirche und aus-
serkantonalw Kirchen über die Vorgänge in
den Volksdemokratien, sowie auch die Re-
aktion, die sie fanden, deuten darauf hin,
dass in gewissen krichlichen Kreisen wenig
Interesse an unserer demokratischen Staats-
form besteht.»

Sind die in Verdacht geratenen Geistlichen
und ihre zahlreiche, integre Anhängerschaft
nicht auch der Auffassung, dass in einer Zeit,
da die Schweiz sich allenthalben gegen
staatszersetzende Einflüsse zur Wehr setzen

| muss, es richtig wäre, wenn ihre geistigenFüh-
rer mit einer klaren Absage an den Ko?n-
munismus, ähnlich den politischen Parteien,
vor die Oeffentlichkeit träten, um damit
gravierende Missverständnisse aus der Welt
zu schaffen? Wir und weite Kreise des Bür-
gertums warten darauf.



zur Ksrcnenpoiitischen Lage
Sch. Das in frühern Jahren sozusagen

ausserhalb der politischen Diskussion liegende
Verhältnis zwischen Kirche und Staat ist
seit Kriegsschluss in ein bewegteres Wasser
geraten und wurde im Kanton Bern seit der
kirchenpolitischen Aussprache vom 13. Sep-
tember im Grossen Rat Gegenstand lebhafter
öffentlicher Erörterungen. Die derzeitige kir-
chenpolitische Lage ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass innerhalb der einen der drei
verfassungsmässigen Landeskirchen, nämlich
der evangelisch-reformierten eine Unter-
gruppe ein Verhalten an den Tag legt, das
den Eindruck erweckt, als wolle sich die be-
treffende kirchliche Minderheit zum Staat in
bewussten Gegensatz stellen. Diese Gruppe,
es handelt sich um einen Teil der sogenannten
positiven Richtung, hat in mehrfacher Hin-
sicht einen solchen Eindruck erzeugt und
verstärkt.

Zunächst war es die von Behörden und
bemerkenswert weiten Volkskreisen als

off empfundene Art, wie die bekannten
rbote der Offiziersbrevetierungen und der

Aufbahrung Verstorbener im Münster in
Kraft gesetzt wurden. Nicht die Verbote
selbst, wohl aber die Methode ihrer Be-
kanntgabe und Handhabung haben erheb-
liches Aufsehen erregt. Es wäre jener kirch-
lichen Gruppe ein Leichtes gewesen, durch
wohlabgewogene Eingaben oder eine sach-
liche Aussprache am Verhandlungstisch die
angestrebten Aenderungen zu erwirken. Es
scheint aber, dass gerade der Verhandlungs-
weg vermieden werden wollte, um eine Span-
nungslage zu schaffen, in der nur ein Nach-
geben des Staates, nicht ein Kompromiss den
künftigen Weg absteckt.

Beide Verbote mögen einer durchaus
achtbaren religiösen, also geistigen Auffas-
sung entsprungen sein. Allein die Umge-
staltung äusserer, öffentlicher Einrichtungen,
ist immer ein Stück weit eine politische Ange-
legenheit, also Sache der politischen Willens-
bildung. Die. Vertreter jener Richtung schei-
nen aber in der Gestaltung kirchenpolitischer
TÄ£e die gleiche Auffassung zu haben wie
iÄh-agen des Glaubens, nämlich jene, die
von einem ihrer Wägsten, Herrn Pfarrer W.
Lüthi vom Berner Münster in der August-
nummer der Zeitschrift «Leben und Glau-
ben» wie folgt dargetan wurde:

«Die Wahrheit wird ja nicht SQ gefunden,
dass man zusammensitzt und Kompromisse
schliesst auf eine gemütliche Mitte hin, nein,
die Wahrheit wird gefunden durch Kämpfe,
die zwischen Extremen auszutragen sind und
durch Spannungen, die man zwischen Gegen-
sätzen ausholten m-uss.»

Damit dürfte wohl die Ursache der ent-
standenen Konflikte und der Grund für die
Schwierigkeiten, sie zu lösen, klar sein. Ein
weiteres Vorkommnis, das den Eindruck der
gewollten Gegensätzlichkeit der extremposi-
tiven Richtung zum Staat gefördert hat, be-
triff t die Kriti k gewisser Geistlicher an be-
hördlichen Massnahmen. In seiner am 25.
Juni d, J. im Münster gehaltenen und seit-
her im Druck erschienenen Predigt ver-
urteilte der genannte Pfarrer die Aufforde-
rung des Bundesrates an das Volk, Notvor-
räte anzulegen und die Befolgung dieses Er-
lasses durch das Schweizervolk als «sympto-
matisch für unsere helvetische Denkungsart
und Einstellung, derer man sich nur vor aller
Welt schämen kann.»

Die Schweiz habe mit dieser Massnahme
die Kriegsstimmung der Völker gefördert
usw. Der Beweis dafür liegt offenbar darin,
dass ausgerechnet am gleichen Tage, da diese
Philippika von der Kanzel herab gehalten
wurde, die Nordkoreaner den Krieg gegen
Südkorea entfesselt haben! Dieses Verhalten
hat viel Kopfschütteln verursacht.

Wir dürfen zwar den Vertretern der Geist-
lichkeit das Recht, die Einrichtungen, Erlasse
und Massnahmen des Staates zu kritisieren,
nicht absprechen. Doch beruht freie Diskus-
sion auf Gegenseitigkeit, d. h. auch der mit
einer politischen Kriti k vor die Oeffentlich-
keit tretende Geistliche muss eine Kriti k sei-
ner Auffassungen in Kauf nehmen. Mit dieser
Bereitschaft scheint es indes in den Reihen
der genannten Richtung noch erheblich zu
hapern. Davon zeugen nicht so sehr die
mehr oder weniger scharfen Ausfälle gegen
Bürger und Zeitungen, die an politisierenden
Geistlichen Kriti k üben, als namentlich der
V e r s u c h, d ie P o l i t i k dei G e i s t-
l i c h en mit der K i r c he se lbst zu
i d e n t i f i z i e r en und mit dem Hinweis,
die Kirche habe einen «göttlichen Auftrag»,
die Einmischung der Geistlichkeit in politische

und wirtschaftliche Angelegenheiten schüt-
zend aus dem Streitfeld demokratischer Dis-
kussion wegzuheben. Ein solcher Versuch ist
unsern Lesern aus den Ausführungen von
F. W. in Nr. 10 der «Neuen Berner Zeitung»
bekannt, zu denen gestern von anderer Seite
treffend Stellung genommen wurde.

Es ist nun nicht schwer, den Endpunkt
einer solchen konsequent durchgeführten Po-
liti k zu erkennen: Von der Kanzel wird der
behördliche Erlass der Vorratshaltung kriti-
siert, später wird vielleicht eine finanzpoliti-
sche Massnahme, dann eine wehrpolitische,
wie etwa die Anschaffung von Panzern, ver-
urteilt; ein andermal kommt die Organi-
sation des Schulwesens an die Reihe und
schliesslich wird dieser oder jener Regie-
rungsratskindidat von der Kanzel aus abge-
lehnt. Sollte aber vor einer solchen Politik
die Kriti k der Gegenpartei deshalb halt-
machen, weil die «Kirche» aus höherem Auf-
trag anderer Meinung ist, würde da nicht
schlußendlich die «Kirche», genauer eine klei-
ne Minderheit, über Staat und Volk regieren,
das Volk aber sein Selbstbestimmungsrecht
verlieren? Es bliebe dann nur noch die Frage,
ob bei den verschiedenen Landeskirchen und
innerhalb derselben die verschiedenen Rich-
tungen in all den Einzelfragen den gleichen
«höhern Auftrag» erhielten, oder, falls die
Geistlichen, weil sie nur Menschen sind und
den Auftrag verschieden auffassen könnten,
welche Auslegung dann zu gelten habe und
wie die allfällige Differenz unter den ver-
schiedenen Geistlichen «bereinigt» würde.
Käme da dann das weiter oben angegebene
Rezept zur Anwendung, wie die Wahrheit ge-
funden werden kann, oder bekäme gar eine
Praxis Oberhand, wie sie Herrn F. W. vor-
schwebt, und wonach «der Auftrag vom Wort
Gottes her praktisch dem politischen Willen
des Volkes zuwiderlaufen kann», dann hätte
man wohl kaum mit einem friedlichen Zu-
stand in unserem Staatswesen zu rechnen; im
Gegenteil, dem Chaos in Volk und Staat wäre
bald Tür und Tor geöffnet. Was aber würde
da aus der Glaubens- und Gewissensfreiheit
oder aus ändern individuellen und politischen
Freiheitsr echten des Schweizervolkes?

Vorderhand sind wir aber noch nicht so
weit. Noch gilt der Grundsatz der freien de-
mokratischen Kritik , an der sich jeder
Bürger beteiligen kann und der nicht nur öf-
fentliche Massnahmen, sondern auch jede in
der Oeffentlichkeit stehende Person unter-
worfen sind, damit schliesslich das Volk sei-
nen politischen Willen bilden und sein poli-
tisches Schicksal bestimmen kann.

Eine dritte Verhaltungsweise jener Richtung
hat den Eindruck- des betonten Gegensatzes
zum Staat nachhaltig geschaffen: die unklare
E i n s t e l l u ng zu u n s e rn demo-
k r a t i s c h - f r e i h e i t l i c h en Staats-

lajigem im Volke beunruhigendes Aufsehen
erregt, dass Vertreter der extremen kirch-
lichen Richtung ein auffallendes Wohlwollen)
und Verständnis gegenüber volksdemokrati-
schen Regierungen des Ostens und gegenüber
dem Kommunismus an den Tag legen. Wir l
erwähnen hier aus jüngster Zeit den Bericht
des mehrmals genannten Münsterpfarrers
Lüthi über seine Ungarnreise, erschienen im
Juli- und Augustheft der Zeitschrift «Leben
und Glauben». Während der Bericht des Lo-
bes voll ist über die heutige gleichgeschaltete!
evangelische Kirche, fällt kein kritisches
Wort über die Gewaltaten, die an der ehe-
mals freien Kirche oder an der Menschheit!
überhaupt verübt wurden. Im Gegenteil: so-1
weit Gewaltakte vorliegen, werden sie ein-1
fach als Manifestation als «Segnungen Gottes»
gepriesen, und die Uebeltäter an Kirche und
Demokratie erscheinen einfach als die stra-
fenden Werkzeuge der «göttlichen Gerechtig-
keit». So erzählt der Verfasser folgendes Vor-
kommnis: Ein Verantwortlicher der Kirche
habe im Jahre 1944 vor seinem Gotteshaus
die ersten nackten Leichen erschlagener Ju-|
den gesehen. Da habe er Frau und Kinder ans
Fenster gerufen und ihnen gesagt: «Wenn
unsere Leichen einmal so auf jenem Platze
liegen, dann soll sich niemand wundern, es
geschah dann nichts als göttliche Gerechtig-
keit. Was aus der Kirche in Ungarn werde,
wisse er nicht, aber er staune über die Barm-
herzigkeit, die heute noch eine Kirche in Un-
garn am Leben lasse.»

Vorläufig gedenken die am politischen
Leben in der freien Schweiz teilnehmenden
Bürger noch nicht, sich in der Weise vor der
östlichen Gewaltherrschaft zu verneigen, son-
dern sind gewillt, dem Teufel auf die Klauen
zu sehen und den Kommunismus zu bekämp-
fen, wo und in welcher Gestalt er sich zeigt.

Die Anhänger der von Herrn Pfarrer
Lüthi vertretenen Richtung sind zwar über-
rascht, und zum Teil erbittert, dass gewisse
Geistliche der Sympathie mit der östlichenl
Ideologie «verdächtigt» oder gar angeklagt
werden. Sie sind offenbar mit uns der Auf-
fassung, dass es sich beim Kommunimus um
eine abwegige, weil undemokratische Sache l
handle. Die betreffenden Geistlichen hätten!
es es aber in der Hand, d u r ch e ine un -J
m i s s v e r s t ä n d l i c he D i s tanz i ^ -l
r u ng von jener Weltanschauung Klarheit!
und damit Beruhigung zu schaffen. Das ist!
unseres Wissens bis heute nicht geschehen.!
Sie wurden auch von kirchlicher Seite sogar!
in Schutz genommen. Als in der «Neuen!
Berner Zeitung» vom 2. Oktober 1950 H. W., l
ein durchaus bürgerlich gesinnter Mann, in!
einer Notiz «von einem der dort war» seine!
Eindrücke von jenseits des Eisernen Vorhan-1
hangs wiedergab, und bedauerte, dass Agen-
ten der PdA bei ihrer Unterschriftensamm-l
lung für den Stockholmer Appell sich auf
Herrn Pfarrer Lauterburg in Bümpliz (L. in|

B.) beriefen, wurde in einer Zuschrift das
Verhalten dieses Pfarrers als «ve rs tänd-
l i c h und n o t w e n d i g» gelobt, der das
•Schimpfe n gegen die PdA» nicht mitmache.
Toleranz gegen die PdA und die östlichen
undemokratischen Staatsformen, dagegen
Kriti k an unserer demokratischen Regierung!
Wer ist für diese Widersprüche, Unklar-
heiten und für den Aufsehen erregenden
Passus im Verwaltungsbericht der Kirchen-
direktion verantwortlich, welcher einleitend
besagt:

«Verschiedene Aeusserungen angesehener
Persönlichkeiten der Landeskirche und aus-
serkantonaler Kirchen über die Vorgänge in
den Volksdemokratien, sowie auch die Re-
aktion, die sie fanden, deuten darauf hin,
dass in gewissen krichlichen Kreisen wenig
Interesse an unserer demokratischen Staats-
form besteht.»

Sind die in Verdacht geratenen Geistlichen
und ihre zahlreiche, integre Anhängerschaft
nicht auch der Auffassung, dass in einer Zeit,
da die Schweiz sich allenthalben gegen
staatszersetzende Einflüsse zur Wehr setzen
muss, es richtig wäre, wenn ihre geistigen Füh-
rer mit einer klaren Absage an den Kom-
munismus, ähnlich den politischen Parteien,
vor die Oeffentlichkeit träten, um damit
gravierende Missverständnisse aus der Welt
zu schaffen? Wir und weite Kreise des Bür-
gertums warten darauf.


